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1
Einleitung

Eine stärkere Dezentralisierung und Regio-
nalisierung der Arbeitsmarktpolitik gilt
schon seit längerem als erfolgskritische
Variable für die Umsetzung arbeitsmarkt-
politischer Programme.1 Dahinter steht 
die Annahme, dass die stärkere Einbin-
dung der relevanten regionalen Akteure
einen bedarfsgerechteren Instrumenten-
einsatz gewährleistet und letztlich durch
die Regionalisierung arbeitsmarktpoliti-
scher Kompetenzen sich positive Beschäfti-
gungseffekte erzielen lassen (Wink 2001).

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit der
Frage, welche Bedeutung eine stärker regio-
nalisierte Arbeitsmarktpolitik für die Im-
plementation von anspruchsvollen bzw.
komplexen arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen oder Instrumenten hat, die oft
mehrere, zum Teil auch widersprüchliche
Ziele verfolgen oder an deren Umsetzung
eine Vielzahl von Akteuren aus unter-
schiedlichen Bereichen beteiligt sind.2 Da-
bei wird auf das Beispiel der Jobrotation
zurückgegriffen.3 Jobrotation bezeichnet
eine spezifische Verbindung der Weiterbil-
dung von Beschäftigten und dem Einstellen
von Arbeitslosen: Beschäftigte werden für
eine Weiterbildung freigestellt und werden
in dieser Zeit von Arbeitslosen vertreten.
Oft verbleiben die Arbeitslosen nach Be-
endigung der Stellvertretungsphase im sel-
ben Unternehmen.Aufgrund der doppelten
Zielstellung stellt die Implementation von
Jobrotation hohe Ansprüche an das Pro-
jektmanagement. Es erfordert die Koordi-
nation vieler Teilnehmer und Interessen aus
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Implementation im Kontext regionalisierter
Arbeitsmarktpolitik – das Beispiel Jobrotation

Heidi Oschmiansky

Für eine erfolgreiche Umsetzung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen wird ein hoher Regionalisierungsgrad in der Arbeitsmarkt-
politik allgemein als günstige Vorrausetzung angesehen. Es stellt sich die Frage, ob hiervon auch anspruchsvolle arbeitsmarktpolitische
Instrumente profitieren, deren Umsetzung auf der engen Zusammenarbeit vieler lokaler Akteure aus verschiedenen Politikbereichen
beruht. Am Beispiel von Jobrotation, einem qualifizierungs- und arbeitsmarktpolitischen Instrument, lässt sich zeigen, dass ein hoher
Regionalisierungsgrad nicht generell einen Implementationsvorteil darstellt. So weisen die Implementationserfahrungen mit diesem
Instrument in Nordrhein-Westfalen und in Dänemark darauf hin, dass in der Phase bis zur Entscheidungsfindung in den regionalen
Gremien anspruchsvolle Instrumente Gefahr laufen, zugunsten einfacher, rasch umsetzbarer Maßnahmen übergangen zu werden.

unterschiedlichen Bereichen: Unterneh-
men und deren Belegschaft und eventuell
Belegschaftsvertreter, Arbeitsämter, Ar-
beitslose,Weiterbildungseinrichtungen, Be-
schäftigungsträger. Da mit dem Instrument
zwei – zumindest in Deutschland – kaum
verbundene Bereiche, die Weiterbildungs-
politik für Beschäftigte und die Arbeits-
marktpolitik, berührt werden, eignet sich
Jobrotation besonders für die angeführte
Fragestellung. Mit anderen Worten: welche
Bedeutung hat ein hoher Grad an Regiona-
lisierung in der Arbeitsmarktpolitik für die
Umsetzung eines Instrumentes wie Job-
rotation, welches auf die enge Zusammen-
arbeit vieler lokaler Akteure über Politik-
bereichsgrenzen hinweg angewiesen ist? 

Hierfür werden in dem Beitrag nach
einigen theoretischen Anmerkungen zur
regionalisierten Arbeitsmarktpolitik die
Implementationserfahrungen zu Jobrota-
tion in Dänemark und in Nordrhein-West-
falen dargestellt.4 In beiden (Bundes-)Län-
dern liegen zum einen langjährige Erfah-
rungen mit Jobrotation vor, zum anderen
gibt es Parallelen zwischen der dänischen
regionalisierten Arbeitsmarktpolitik und
dem Ansatz einer regionalisierten Arbeits-
markt- und Strukturpolitik in Nordrhein-
Westfalen.

2
Chancen und Dysfunktio-
nalitäten regionalisierter
Arbeitsmarktpolitik

Die Forderung nach einer stärkeren De-
zentralisierung und Regionalisierung der
Arbeitsmarktpolitik für einen bedarfsge-

1 Einen Überblick zur deutschen arbeitsmarktpoliti-
schen Regionalisierungsdebatte seit Beginn der
80er Jahre bietet Brinkmann (1998).

2 Ein anderes Beispiel für anspruchsvolle arbeits-
marktpolitische Instrumente sind die Sozialen Be-
triebe, die langfristige, sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigungsverhältnisse für besonders be-
nachteiligte Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik
schaffen und dabei wirtschaftlich produzieren
bzw. Dienstleistungen erbringen und Erträge er-
zielen sollen (Christe 1995).

3 Jobrotation wird in fast allen Ländern der Euro-
päischen Union umgesetzt. Zwischen 1996 und
1999 beteiligten sich rd. 89.000 Beschäftigte, fast
20.000 Stellvertreter und über 3.000 Unternehmen
EU-weit an Jobrotationsprojekten (Kankaanpää-
Lethinen/Lathinen 2001). Allgemein zu Job-
rotation vgl. Seifert 2001; Oschmiansky 2002;
Oschmiansky 2001, Rouault/Oschmiansky/Schö-
mann 2002.

4 Ein direkter Vergleich der Umsetzung von Job-
rotation in Nordhein-Westfalen und Dänemark
(z.B. hinsichtlich der Übergangswahrscheinlich-
keit in reguläre Beschäftigung der Teilnehmer) ist
aufgrund der unterschiedlichen finanziellen, insti-
tutionellen, politischen wie kulturellen Bedingun-
gen nicht intendiert (vgl. dazu Oschmiansky
2002). Der Beitrag beruht auf Expertengesprä-
chen mit Akteuren aus Verwaltung, Wissenschaft
und Praxis in Dänemark und in Nordrhein-West-
falen sowie auf Sekundäranalysen (vgl. hierzu
Oschmiansky 2002).
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rechteren Instrumenteneinsatz wird schon
seit längerem erhoben (vgl. exemplarisch
Caspari/Dörhage 1990). Unter Dezentra-
lisierung (der Arbeitsverwaltung) wird 
hier die räumliche Verlagerung von Aus-
führungskapazitäten auf niedrigere Ebe-
nen verstanden, während sich eine Regio-
nalisierung der Arbeitsmarktpolitik in
einer Erweiterung oder Vergrößerung der
politischen Entscheidungsbefugnisse auf
niedrigere Einheiten zeigt (Schmid 1994).
Regionalisierung führt nicht nur zu neuen
Problemdefinitionen und Politikzielen,
sondern auch zu neuen Handlungsformen.
Sie erzeugt neue Strukturen und Ver-
fahrensmodi mit neuen Akteuren und Ak-
teurskonstellationen. Die Region wird zu
einem neuen Forum der Mobilisierung von
Kooperation, Beteiligung und demokrati-
scher Selbstbestimmung (Benz u.a. 1999).

Die Vorteile von dezentralisierter und
regionalisierter Arbeitsmarktpolitik wer-
den darin gesehen, dass regionale Akteure
mit Hilfe ihrer genaueren Kenntnis der
regionalen Bedingungen besser in der Lage
sind, Probleme einer Region zu erkennen,
den Handlungsbedarf zu formulieren 
und geeignete Lösungsstrategien zu finden
(Elsner 1998). Die Eigenverantwortung 
der Akteure kommt stärker zum Tragen,
bürokratische Hemmnisse hierarchischer
Strukturen können entfallen. Kooperation,
Koordination und Dezentralisierung sol-
len helfen, über politische Ebenen hinweg
die Ressourcen zu bündeln und effizient
einzusetzen (Brinkmann 1998). Während
traditionelle Arbeitsmarktpolitik primär
am Arbeitnehmer ansetzt, wird von regio-
nalisierter Arbeitsmarktpolitik auch die
Beeinflussung der Arbeitgeberseite sowie
ein sehr viel komplexerer Ansatz erwartet,
der über den Ausgleich von Marktunvoll-
kommenheiten hinaus reicht, und sich in
einer integrierten Strategie der beteiligten
Akteure ausdrückt (Fürst 2000). Regionali-
sierte Arbeitsmarktpolitik erleichtert den
Austausch wichtiger Informationen zwi-
schen den relevanten Akteuren, und kann
somit die Steuerungskapazität oder „Steue-
rungsintelligenz“ steigern. Durch die Nähe
zwischen Entscheidungsinstanzen und Ar-
beitssuchenden bzw. Unternehmen verbes-
sern sich die Chancen, Reaktionsmechanis-
men abzuschätzen und durch soziale Kon-
trollen von Mitnahmeeffekten kanalisieren
zu können. Mit einer Verbesserung der Ver-
netzung zwischen Entscheidung und Um-
setzung wird auch eine erhöhte Motivation
seitens der Arbeitsverwaltung bzw. der von

ihr beauftragten Träger erwartet, Fehl-
anreize zu erkennen und zu korrigieren
(Wink 2001). Schließlich kann eine größe-
re Zahl von Akteuren in dem Bereich öf-
fentliche Politik stärker legitimieren, was
wiederum den Implementationsprozess
und die Problemlösung erleichtert (Han-
sen 2001).

Zu den Dysfunktionalitäten der regio-
nalisierten Arbeitsmarktpolitik zählen kog-
nitive Blockaden, also eine Trägheit der
Lernkapazität, die häufig ihre Ursache in
einer rückwärtsgewandten Perspektive der
Akteure auf die alten industriellen Bezie-
hungen hat. Kollektiver Konservatismus
bei den regionalen/lokalen Akteuren in der
Art, die Ziele und Aufgaben der Arbeits-
marktpolitik zu betrachten, kann die Im-
plementation neuer Maßnahmen verzö-
gern (Jørgensen/Larsen 1997). Eingespiel-
te Gremien erkennen neue Probleme oft
erst mit einer Zeitverzögerung, da sie auf
andere Problemkonstellationen fokussiert
sind und entsprechende Informationen
nur unzureichend nachfragen oder aus-
werten (Becker Soest/Wink 2001). Funk-
tionale Blockaden können sich ergeben,
wenn die Akteure, um Konflikte zu vermei-
den, sich auf einfache und für alle attrakti-
ve Lösungen einigen. Neue Lösungsmodel-
le, alternative Instrumente werden so ver-
drängt; nicht die rationalste und innova-
tivste Lösung wird ausgewählt. Strukturelle
Probleme werden möglicherweise ganz
ausgeklammert, weil sie konsensuell nicht
lösbar sind.5 Dies steht aber auch im engen
Zusammenhang mit den begrenzten Kapa-
zitäten der örtlichen Handlungsebene. Ihre
Leistungsfähigkeit ist davon abhängig, dass
sie nur solche Aufgaben übernimmt oder
so umdefiniert, die sie im Rahmen ihrer
Handlungsmöglichkeiten bearbeiten kann.
Eine Gefahr regionalisierter Arbeitsmarkt-
politik besteht auch darin, dass die teilneh-
menden Akteure Politik für sich selbst, die
„insider“, machen und „outsider“ margi-
nalisieren. Eine solche implementations-
bedingte Segmentation kann sich ins-
besondere zu Ungunsten von Langzeitar-
beitslosen auswirken (Jørgensen/Larsen
1997; Hild 1997; Sell 1994; Benz u.a. 1999).
Schließlich können die hohen Einigungs-
kosten infolge der kollektiven Entschei-
dungsfindung ein Problem darstellen. Je
mehr Akteure beteiligt sind, desto wahr-
scheinlicher ist eine Kumulation der Koor-
dinationsprobleme (Messner 1994).

In den folgenden beiden Länderkapi-
teln werden einige der Vorzüge, aber auch

der Schwierigkeiten deutlich, die sich bei
der Implementation eines komplexen ar-
beitsmarktpolitischen Instrumentes im
Kontext einer stärker regionalisierten Ar-
beitsmarktpolitik ergeben können.

3
Das dänische Beispiel

Zunächst wird die regionalisierte Arbeits-
marktpolitik in Dänemark skizziert und
anschließend die Umsetzung von Job-
rotation dargestellt.

3.1 REGIONALISIERTE ARBEITS-
MARKTPOLITIK IN DÄNEMARK

Die Regionalisierung in Dänemark gilt
heute als die am weitesten fortgeschrittene
in Europa (Arnkil/Spangar 2001). Bereits
seit den frühen 70er Jahren sind Regionali-
sierung und Dezentralisierung die Haupt-
prinzipien in der dänischen Arbeitsmarkt-
politik. Sie wurden im Zuge der Arbeits-
marktreform von 1994 mit der Etablierung
von 14 regionalen Arbeitsmarkträten wei-
ter ausgebaut. Die Einbeziehung der Ak-
teure und Institutionen in die arbeits-
marktpolitische Verantwortung sollte eine
erfolgreiche Implementation von arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen sicher-
stellen.

Die regionalen Arbeitsmarkträte neh-
men arbeitsmarktpolitische Aufgaben
innerhalb eines zentral festgelegten Rah-
mens wahr. In ihnen sind die Sozialpartner
zu zwei Dritteln und die Regionen und
Gemeinden zu einem Drittel vertreten. Sie
setzen bei der Implementation nationaler
Arbeitsmarktpolitik Prioritäten und be-
stimmen die Zielgruppen und Methoden
regionaler Arbeitsmarktpolitik. Zudem
entscheiden sie autonom über einen Groß-
teil des arbeitsmarktpolitischen Budgets
der jeweiligen Region. Neben den Arbeits-

5 Die Einigung auf den kleinsten gemeinsamen Nen-
ner ist zum einen auch deshalb wahrscheinlich,
weil die Akteure in zwei Kontexten agieren: Im
Rahmen regionalisierter Arbeitsmarktpolitik wird
von ihnen Kooperationsbereitschaft und -fähig-
keit gefordert. Gleichzeitig sind sie den Zielen ihrer
eigenen Organisationen verpflichtet. Zum ande-
ren neigen regionale Akteure dazu, konflikthafte
Themen auszublenden, um sich vor einer Politik-
Überforderung zu schützen (Benz u.a. 1999).
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markträten sind die Arbeitsämter für die
Durchführung arbeitsmarktpolitischer
Maßnahmen entscheidend, da sie die kon-
kreten Personen hierfür auswählen. Sie
sind somit die Hauptausführenden der
lokalen und regionalen Arbeitsmarktpoli-
tik. Ihre Rolle hat sich im Zuge der Arbeits-
marktreform fundamental geändert; die
Beurteilung von arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen richtet sich eher am konkre-
ten Bedarf, denn an automatischen Regeln
aus (Larsen/Stamhus 2000; Larsen/Jørgen-
sen 2002; Madsen 1999; Greve 2000). Ge-
nerell ist hervorzuheben, dass die Zusam-
menarbeit der Sozialpartner auf regionaler
Ebene sachlich und konstruktiv ist. Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbände
nutzen ihre arbeitsmarktpolitische Koope-
ration gezielt zur Verbesserung ihrer Wett-
bewerbsposition im Kampf um politische
Gestaltungspotenziale (Becker Soest/Wink
2001).

3.2 DIE IMPLEMENTATION VON
JOBROTATION IN DÄNEMARK

In Dänemark wird Jobrotation bereits seit
Ende der 80er Jahre praktiziert. Mit der
dänischen Arbeitsmarktreform6 von 1994
wurde das Instrument institutionalisiert
und ist seither Bestandteil der arbeits-
marktpolitischen Strategie der Aktivierung
und Erhaltung bzw. Verbesserung der Be-
schäftigungsfähigkeit. Arbeitsmarktpoli-
tisch ist Jobrotation besonders erfolgreich:
Zwischen 60 und 80 % der ehemals Ar-
beitslosen fanden im Anschluss an die Pro-
jekte eine reguläre Beschäftigung oder ab-
solvierten eine Ausbildung. Im Gesund-
heits- und Pflegebereich scheinen auf-
grund des erhöhten Arbeitskräftebedarfs
die Übergangsquoten der Arbeitslosen in
reguläre Beschäftigung sogar noch höher
zu sein (Oschmiansky 2002).

Die weite Verbreitung von Jobrotation
– zeitweise nahmen bis zu 36.000 Personen
an Jobrotationsprojekten teil (Tabelle 1) –
erklärt sich zum einen aus den günstigen

rechtlichen und finanziellen Rahmenbe-
dingungen.7 Zum anderen hat die regiona-
lisierte Arbeitsmarktpolitik in Dänemark
dazu beigetragen, dass Jobrotation von
allen wichtigen Akteuren angenommen
wurde und landesweit erfolgreich imple-
mentiert werden konnte. Insbesondere 
die Gewerkschaften gelten als aktive Ver-
fechter von Jobrotation. Aber auch die
Arbeitgeber sehen in Jobrotation ein sehr
nützliches Instrument, das den Arbeits-
markt flexibilisiert und als Qualifizie-
rungs- und Rekrutierungsinstrument Ar-
beitsengpässe verhindern kann. Die Re-
gionen und Kommunen wiederum sind als
größte regionale Arbeitgeber, aber auch als
rechtlich verantwortliche für die nicht-
versicherten Arbeitslosen und Sozialhilfe-
empfänger an Jobrotation interessiert. Die
Arbeitsmarkträte waren daher entspre-
chend ihrer Zusammensetzung aus Arbeit-
gebervertretern, Gewerkschaften sowie
Regionen und Kommunen in der Vergan-
genheit sehr aktive Förderer von Jobrota-
tion: Das Instrument wurde von ihnen in
ihre regionalen Strategien integriert und
angepasst. Oft übernahmen die Arbeits-
markträte teilweise die Weiterbildungs-
kosten der ehemals arbeitslosen Stellver-
treter.8

In den letzten Jahren sind jedoch die
Teilnehmerzahlen an Jobrotationsprojek-
ten für ganz Dänemark infolge der sin-
kenden Arbeitslosigkeit,9 insbesondere im
privaten Sektor, zurückgegangen. Aller-
dings ist der Rückgang der Jobrotations-
zahlen landesweit nicht einheitlich. In der
Region Kopenhagen beispielsweise sind in
den letzten Jahren die Jobrotationspro-
jekte sogar deutlich ausgeweitet worden
(Tabelle 1). Dabei wurden die Projekte vor
allem von der Regionalverwaltung initiiert;
als Arbeitgeber beschäftigt die Region rd.
20.000 Personen.

Hier stellt sich die Frage, wieso in der
Region Kopenhagen Jobrotationsprojekte
in zunehmenden Umfang implementiert
werden, während in anderen Regionen die

Aktivitäten zurückgehen? Denn wie in
ganz Dänemark so ist auch in der Region
Kopenhagen die Arbeitslosigkeit gesun-
ken.10 Auch Indikatoren wie beispielsweise
„hoher Rekrutierungsbedarf des öffent-
lichen Sektors“ treffen auf andere Regionen
zu und können nicht hinlänglich erklären,
weshalb Jobrotation in der Region Kopen-
hagen entgegen dem landesweiten Trend in
den vergangenen Jahren noch ausgeweitet
wurde.

Drei Aspekte haben bei der Beantwor-
tung eine große Bedeutung: Erstens spielen
die regionalen Arbeitsämter in der Region
Kopenhagen eine sehr aktive, unterstützen-
de Rolle bei der Implementation von Job-
rotationsprojekten. Die Zusammenarbeit
zwischen den Arbeitsämtern und der Re-
gion wird allgemein als sehr eng und kon-
struktiv beschrieben. Zweitens werden die
Projekte häufig von denselben Akteuren
initiiert. Zwar handelt es sich bei den Pro-
jekten um ad-hoc-Steuerungsgruppen,
aber häufig bestehen die Steuerungsgrup-
pen weiter, wenn neue Projekte implemen-
tiert werden. Diese Weitergabe von ge-
wachsenem Erfahrungswissen sowie die
Entwicklung von Handlungs- und Ent-
scheidungsroutinen wirkt sich sehr positiv
auf die Durchführung von neuen Projekten
aus. Aus anderen Regionen ist auch be-

6 Zur dänischen Arbeitsmarktreform vgl. Braun
2003, Madsen 1999.

7 Hierzu zählen insbesondere der Bildungsurlaub,
der eine Freistellung der Beschäftigten bis zu
einem Jahr gewährte und an den ein großzügiges
Urlaubsgeld gekoppelt war und die Möglichkeit,
dass an Jobrotationsprojekten beteiligte Unter-
nehmen mit keinerlei zusätzlichen Kosten durch
das Instrument belastet werden. 

8 Mittlerweile ist das Interesse vieler Arbeitsmarkt-
räte an Jobrotation jedoch gesunken, da sie seit
einigen Jahren aufgrund ministerieller Vorgaben
zur Verwendung ihres regionalen Budgets weniger
Geld für Jobrotation bereitstellen können.

9 Der deutliche Rückgang der Arbeitslosigkeit von
12,4% in 1994 auf 5 % in 2000 (County of
Copenhagen 2000) führte dazu, dass die Rekru-
tierung von motivierten Arbeitslosen, die als Stell-
vertreter in Frage kommen, sich immer schwieriger
gestaltet. Die in der Arbeitslosigkeit verbleibenden
Arbeitslosen entsprechen oft nicht den Vorstellun-
gen der Arbeitgeber. Der Einbruch im Jahr 2000
hatte aber auch politische Gründe: Der mittler-
weile ausgeräumte Vorwurf der EU-Kommission,
die Förderung von Jobrotationsprojekten in be-
stimmten Bereichen führe zu Wettbewerbsverzer-
rungen, ließ das öffentliche Interesse sinken.

10 1994 lag die Arbeitslosenquote in der Region
Kopenhagen bei 10,5%; im Jahr 2000 betrug sie
4,1% (County of Copenhagen 2000).

Tabelle 1: Jobrotation in Dänemark und in der Region Kopenhagen
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001

Dänemark 29.003 36.141 19.080 26.538 24.891 8.837 10.332
– Beschäftigte 21.015 30.628 15.604 21.335 20.347 7.005 8.896
– Arbeitslose 7.988 5.803 3.476 5.203 4.544 1.832 1.436
Region Kopenhagen 101 145 180 630 980 780 1.500
– Beschäftigte 51 75 100 395 600 400 1.080
– Arbeitslose 60 70 80 235 380 380 420

Quelle: Arbejdsmarkedsstyrelsen (2002); County of Copenhagen 2000; Jahr 2001 für 
Region Kopenhagen: Interview mit dem Stellvertretenden Leiter der Abteilung Arbeitsmarktpolitik 
der Zentralverwaltung Region Kopenhagen

Hans Böckler
Stiftung



operationeller Leistungsziele und die ex
post-Messung der Ergebnisse. Schematisch
umfasst der Ansatz die Definition der
(quantifizierten) Ziele, dezentrale Umset-
zung, laufende Erfolgskontrolle mittels der
Indikatoren und die abschließende Leis-
tungsbewertung (Schütz 2001; Mosley/
Schütz/Breyer 2001).

Seit 1998 haben sich somit die Im-
plementationsfreiräume der lokalen Ar-
beitsämter erweitert. Hinsichtlich der
Umsetzung von komplexen arbeitsmarkt-
politischen Instrumenten wie Jobrotation
sind jedoch Faktoren anzuführen, insbe-
sondere die Zielsteuerung, die die Umset-
zung eher bremsen dürften. Erstens geht
die im Rahmen des Neuen Steuerungsmo-
dells starke Mengenorientierung häufig auf
Kosten der Einbeziehung von Qualitäts-
aspekten: Für einige Zieldimensionen feh-
len geeignete Indikatoren (Schütz 2001).
Die Eingliederungsbilanzen konzentrieren
sich darauf, kurzfristige individuelle Ein-
gliederungserfolge zu messen.12 Andere
arbeitsmarktpolitische Wirkungen wie
längerfristige Eingliederungserfolge oder
qualifikationsadäquatere Beschäftigungen
bleiben ausgeblendet (Reissert 2001). Es
besteht somit die Gefahr, dass kurze 
und „billige“ arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen verstärkt zum Einsatz kommen
(Adamy 1998). Jobrotationsprojekte, die
neben der Reintegration der zuvor arbeits-
losen Stellvertreter auch andere Ziele
verfolgen (bspw. höhere Qualifikation der
Beschäftigten und Arbeitslosen), können
so nicht adäquat bewertet werden. Zwei-
tens begünstigen eindeutige Zielkriterien
bzw. -höhen auf Mitarbeiterebene Hand-
lungsstrategien, diese unbedingt zu errei-
chen (Schütz 2001). Jobrotationsprojekte
können rein zahlenmäßig nicht mit Instru-
menten wie zum Beispiel den Struktur-
anpassungsmaßnahmen konkurrieren. Die
Durchführung von Jobrotationsprojekten

hohen Grad an hierarchischer Koordinie-
rung über sachgebundene Budgets, detail-
lierte prozedurale Regelungen und indivi-
duelle Ansprüche (Mosley/Schütz/Breyer
2001). Die lokalen Arbeitsämter in
Deutschland hatten kaum Handlungsspiel-
räume bei der Umsetzung von Maßnah-
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Sie
konnten nur schwer auf Forderungen nach
einer integrierten lokalen Beschäftigungs-
politik reagieren, die Arbeitsmarkt- und
regionale Strukturpolitik verknüpft.

Mit der Einführung des neuen Sozial-
gesetzbuches III (SGB III) 1998 bekamen
die lokalen Arbeitsämter eine größere Ge-
staltungsfreiheit beim örtlichen Instru-
menten-Mix. Im Unterschied zur früheren
Praxis, bei der die Arbeitsämter für einzel-
ne arbeitsmarktpolitische Instrumente
separate Ausgabenplafonds zugeteilt er-
hielten, sind nun die Mittel für alle Ermes-
sungsleistungen („Kann-Leistungen“) der
Arbeitsmarktpolitik auf zentraler Ebene
der Bundesanstalt für Arbeit in einem ein-
zigen Titel, dem „Eingliederungstitel“, zu-
sammengefasst, von dem die Arbeitsämter
nach einem Verteilungsschlüssel jeweils
einen Anteil zur eigenverantwortlichen Be-
wirtschaftung zugewiesen erhalten. Über
die Aufteilung ihrer Mittel auf die einzel-
nen im Gesetz vorgesehenen arbeitsmarkt-
politischen Instrumente entscheiden allein
die örtlichen Arbeitsämter. Damit können
erstmalig die regionalen Akteure weitge-
hend frei den arbeitsmarktpolitischen In-
strumenten-Mix vor Ort bestimmen und
ihn so gestalten, dass er den Anforderungen
der regionalen Arbeitsmarktlage und -ent-
wicklung entspricht. In engem inhaltlichen
Zusammenhang mit dem neuen SGB III
hat die Bundesanstalt für Arbeit 1995 da-
mit begonnen, ein neues Organisations-
konzept („Arbeitsamt 2000“) zu ent-
wickeln, das seit 1997 in Modellarbeits-
ämtern erprobt wurde und bis 2002
flächendeckend eingeführt werden sollte.11

Zentrale Organisationsziele sind Kunden-
orientierung, Effektivität, Effizienz und
Mitarbeiterorientierung (Reissert 2001).

Mit dem neuen Sozialgesetzbuch III
und der Organisationsreform „Arbeitsamt
2000“ wurden Elemente eines neuen Steue-
rungsmodells eingeführt, das stärker auf
die Steuerung über Outputs, also Ziele und
Ergebnisse, setzt und den unter den Stich-
worten New Public Management und
Neues Steuerungsmodell diskutierten
Prinzipien folgt. Der Zielsteuerungsansatz
betont die ex ante-Formulierung expliziter

kannt, dass sie nur ein oder zwei Jobrota-
tionsprojekte durchgeführt und dann das
Interesse an dem Instrument angesichts des
Aufwandes verloren haben. Zudem ist die
Akteurskonstellation in der Steuerungs-
gruppe zahlenmäßig eher begrenzt, was
einen Vorteil für die Umsetzung von Pro-
jekten darstellt. Schließlich kommt drittens
der politischen Akzeptanz und der langen
sozialdemokratischen und gewerkschaftli-
chen Tradition in der Politik in der Region
Kopenhagen eine große Bedeutung zu.

Festzuhalten bleibt zum einen, dass die
regionalisierte Arbeitsmarktpolitik in Dä-
nemark dazu beigetragen hat, das Konzept
der Jobrotation zügig zu verbreiten und die
Implementation des Instrumentes zu för-
dern. Die regionalen Arbeitsmarkträte hat-
ten dank des starken Interesses ihrer Mit-
glieder an Jobrotation nicht nur eine effek-
tive Multiplikatoren- und Legitimations-
funktion; sie förderten auch selbst die
Umsetzung des Instruments. Zum anderen
verdeutlicht das Beispiel der Region Ko-
penhagen die positiven Effekte langjäh-
riger, enger regionaler Kooperation – ins-
besondere zwischen Region und Arbeits-
amt –, die oft erst mittelfristig sichtbar
werden: (Auch) aufgrund des über die
Jahre gewachsenen Erfahrungswissens und
der gemeinsam entwickelten Handlungs-
routine eines zahlenmäßig überschaubaren
Akteurskreises wurden die Jobrotations-
projekte ausgeweitet, und dies trotz des
Rückgangs der Arbeitslosigkeit, also (in
diesem Fall) sich verschlechternder Rah-
menbedingungen.

4
Das Beispiel 
Nordhein-Westfalen

Der Abschnitt beginnt mit der Dezentrali-
sierung der deutschen Arbeitsverwaltung.
Denn die sich hieraus ergebenden institu-
tionellen Wirkungsmechanismen in den
lokalen Arbeitsämtern haben sich bei der
Implementation von Jobrotation in Nord-
rhein-Westfalen gezeigt, wie weiter unten
dargestellt wird.

4.1 DEZENTRALISIERUNG DER
DEUTSCHEN ARBEITSVERWALTUNG

Bis vor wenigen Jahren war die deutsche
Arbeitsverwaltung eine der traditionellsten
Arbeitsbehörden in Europa mit einem

11 Im Frühjahr 2002 wurde es allerdings gestoppt.
Nun ist angestrebt, es im Rahmen der „Hartz-Re-
form“ weiter zu führen, allerdings stark modifi-
ziert.

12 Die Verbleibsquoten geben lediglich Auskunft
darüber, welcher Anteil der Geförderten ein halbes
Jahr nach Abschluss der arbeitsmarktpolitischen
Maßnahme nicht mehr arbeitslos gemeldet ist. Aus
den Bilanzen geht nicht hervor, wie viele von jenen
Geförderten tatsächlich eine Beschäftigung aufge-
nommen oder aber sich ganz vom Arbeitsmarkt
zurückgezogen haben.
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schlägt sich demnach in der Statistik kaum
nieder, auch wenn diese Projekte hinsicht-
lich der Übergangsquote überdurch-
schnittlich erfolgreich sind. Zudem sind die
Jobrotationsprojekte zeitlich aufwendig
und auf kurze Sicht vergleichsweise kost-
spielig. Daher besteht kaum ein institutio-
neller Anreiz für die Mitarbeiter der loka-
len Arbeitsämter, viel Zeit und Mühe für
dieses Instrument aufzuwenden.13 Drittens
ist es auch angesichts der allgemeinen
Überlastung der Mitarbeiter – auch infolge
der Organisationsreform „Arbeitsamt
2000“14 – nicht verwunderlich, wenn die
Mitarbeiter sich auf die Aufgaben konzen-
trieren, die den wenigsten Aufwand bedeu-
ten und am ehesten die Organisationsziele
erfüllen.

In der Tat hat sich durch mangelnde
institutionelle Anreize für die Mitarbeiter
der lokalen Arbeitsämter die Umsetzung
von Jobrotationsprojekten in Nordrhein-
Westfalen verlangsamt. Doch zunächst soll 
die regionalisierte Arbeitsmarktpolitik in
Nordrhein-Westfalen skizziert werden.

4.2 REGIONALISIERTE
ARBEITSMARKTPOLITIK IN 
NORDRHEIN-WESTFALEN

Die Anfänge dezentraler und beteiligungs-
orientierter Politikansätze in der Struktur-
und Arbeitsmarktpolitik Nordrhein-West-
falens reichen bis in die 80er Jahre zurück
(Horstmann 1998). Aber erst ab 1994 wur-
de eine flächendeckende Infrastruktur für
eine stärker regionalisierte Arbeitsmarkt-
politik geschaffen. Sie soll der Zusam-
menführung aller arbeitsmarktpolitischen
Landesprogramme dienen, um eine Koor-
dinierung und Kofinanzierung mit den EU-
Programmen zu erleichtern. Vom nord-
rhein-westfälischen Arbeitsministerium
wurde die Bildung regionaler Beiräte ange-
regt und Regionalsekretariate eingerichtet.
Die Umsetzung erfolgt auf der Ebene von
30 Arbeitsmarktregionen, die einen oder
mehrere Arbeitsamtsbezirke umfassen. In
den Arbeitsmarkträten arbeiten die rele-
vanten arbeitsmarktpolitischen Akteure der
Region zusammen. Ihre Aufgabe besteht
darin, über Strategien zur Verbesserung der
Beschäftigungssituation vor Ort wie über
Schwerpunkte und Prioritäten der regiona-
len Arbeitsmarktpolitik zu beraten und
darüber einen Konsens zu erzielen. Zusam-
menfassend lassen sich die regionalen
Beiräte als zentrale Beratungs- und Kon-
sensgremien charakterisieren. Sie tagen fünf

bis acht mal im Jahr und können sich zu-
sammensetzen aus Vertretern der Kommu-
nen und Kreise, der Wirtschaft, der Kam-
mern, der Gewerkschaften, der Arbeitsver-
waltung und der Wohlfahrtsverbände.

Die Regionalsekretariate sind eine Art
Transfer- und Dienstleistungsinstanz für
die regionalen Beiräte und die örtlichen ar-
beitsmarktpolitischen Akteure. Sie sollen
in der jeweiligen Region zunehmend die
Rolle des regionalen Initiators und Mode-
rators von neuen Modellen übernehmen.
Ihre Hauptaufgabe besteht darin, Projekt-
träger, Betriebe und Initiativen über alle für
Nordrhein-Westfalen gültigen EU-Arbeits-
marktprogramme zu beraten und deren
Umsetzung zu initiieren. Daneben haben
sie unter anderem die Aufgabe, die Arbeit
der regionalen Beiräte organisatorisch und
inhaltlich zu unterstützen, die regionalen
Entwicklungskonzepte fortzuentwickeln,
neue Maßnahmen zu planen und zu initi-
ieren sowie regionale Beschäftigungs- und
Qualifizierungsanalysen zu erstellen (Moli-
tor 2000; Mankel/Brink 2000).

Der Regionalisierungsansatz weist je-
doch noch einige Schwachstellen auf. Ers-
tens wurde bisher das Ziel verfehlt, Struk-
tur- und Arbeitsmarktpolitik stärker zu
verzahnen. Die regionalen Beratungs- und
Beteiligungsstrukturen der Arbeitsmarkt-
und Strukturpolitik existieren noch viel-
fach getrennt nebeneinander. Zweitens
sind Vertreter ortsansässiger Unternehmen
des produzierenden wie des Dienstleis-
tungsgewerbes in der Regel nicht an den
regionalen Gremien beteiligt. Drittens
könnte der Problemlösungsbeitrag der Ar-
beitsmarktpolitik weiter verbessert werden
durch die Stärkung der dezentralen Ver-
antwortung beim Einsatz der finanziellen
Mittel für arbeitsmarktpolitische und
strukturverbessernde Maßnahmen. Die re-
gionalen Beiräte können zwar die Schwer-
punkte in der regionalen Arbeitsmarkt-
politik bestimmen, die Entscheidung über
die Durchführung konkreter Projekte ob-
liegt jedoch nicht ihnen15 (Horstmann
1998). Viertens schließlich ist die Position
der Regionalsekretariate in der Implemen-
tationsstruktur problematisch. Denn sie
unterliegen der doppelten Anforderung,
die Landes- und die Regioneninteressen
zusammenbringen zu müssen. Die Regio-
nalsekretariate werden vom Land geför-
dert, die Bewilligung ist mit Auflagen ver-
sehen. Dagegen haben die kommunalen
Anstellungsträger alle dienstrechtlichen
Kompetenzen gegenüber den Mitarbeitern

der Regionalsekretariate. Somit befinden
sich die Regionalsekretariate in der Posi-
tion eines „Dieners zweier Herren“ (Man-
kel/Brink 2000). Zudem sind sie mit Blick
auf ihre Aufgabenstellung, der Umsetzung
aller EU-kofinanzierten arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen in Nordrhein-West-
falen, personell unterbesetzt: In den 30 Re-
gionalsekretariaten sind nur etwa 70 Mit-
arbeiter beschäftigt. Dies wirkt sich auch
bremsend bei der Implementation von
Jobrotation in Nordrhein-Westfalen aus,
wie der folgende Abschnitt nahe legt.

4.3 ERFAHRUNGEN MIT DER
IMPLEMENTATION VON JOBROTA-
TION IN NORDRHEIN-WESTFALEN

In Deutschland wurde Jobrotation erstmals
1996 im Rahmen von Modellprojekten in
Berlin und Nordrhein-Westfalen ange-
wandt. Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes
zur Reform der arbeitsmarktpolitischen
Instrumente (Job-AQTIV-Gesetz) zum
1.1.2002 wurde das Instrument institutio-
nalisiert. Obgleich sich damit die recht-
lichen und finanziellen Rahmenbedingun-
gen für die Implementation deutlich ver-
bessert haben (Oschmiansky 2002), konn-
te sich Jobrotation bisher noch nicht in der
Breite durchsetzen. Im Januar 2003 wird
die Zahl der teilnehmenden Arbeitslosen
auf rd. 1000 Personen geschätzt.16

13 Die Arbeitsämter können jedoch die Koordinie-
rung der Projekte an Dritte vergeben oder aber sel-
ber Jobrotationsprojekte koordinieren. In einem
Runderlass der Bundesanstalt für Arbeit an die Ar-
beitsämter wird eine Vergabe an Dritte empfohlen
(Bundesanstalt für Arbeit 2001).

14 Hinzu kommen ad hoc-Übertragungen von Zu-
satzaufgaben an die Arbeitsverwaltung durch die
Regierung. So erschweren z.B. das Jugendsofort-
programm oder die Umsetzung von Budgetmitteln
(nicht nur) in Vorwahlzeiten eine operative Pla-
nung der Zielsteuerung, da Mehrarbeit bei glei-
chen Personalressourcen organisiert werden muss
(Schütz 2001). Ausführlich zur Überlastung in den
Arbeitsämtern infolge der „Gesetzes- und Wei-
sungsflut“ siehe Mosley u.a. 2002.

15 Dafür sind die Versorgungsämter zuständig, die
nach förderrechtlichen und finanzpolitischen Kri-
terien die Projektanträge prüfen.

16 Im Januar 2003 waren 477 Teilnehmer gemeldet,
die mit dem „Jobrotationsinstrument“ ’Einstel-
lungszuschuss bei Vertretung’ gefördert werden.
Vermutlich mindestens noch einmal so viele Perso-
nen nehmen auch an Jobrotationsprojekten teil,
werden jedoch über andere arbeitsmarktpolitische
Instrumente gefördert, so die Einschätzung des zu-
ständigen Referenten der Bundesanstalt für Arbeit.



Die ersten Jobrotationsprojekte in
Nordrhein-Westfalen liefen zwischen 1996
und 1999. Die Projekte wurden von vier,
überwiegend aus dem Handwerk stam-
menden, Modellträgern umgesetzt.An dem
Modellversuch nahmen 230 Unternehmen
mit 883 Beschäftigten und 314 Stellvertre-
tern teil. 59 % der Stellvertreter erhielten
anschließend einen Arbeitsplatz (Berufsför-
derungszentrum Essen e.V. 2000).

Angesichts dieses Erfolges entschloss
sich die Regierung, Jobrotation ab dem
Jahr 2000 in die Regelförderung zu über-
nehmen. Die Fallzahlen im Jahr 2000 blie-
ben jedoch hinter den Erwartungen der
Landesregierung zurück. Der Grund wur-
de vor allem in dem fehlenden Zugang zu
den Unternehmen gesehen. Daher wurde
von der Landesregierung eine landesweite
Beraterkampagne initiiert, mit der Bera-
tungsunternehmen und Bildungsträger
über Jobrotation informiert werden soll-
ten, damit diese Multiplikatoren ihren
Kundenunternehmen das Instrument
näher bringen. Darüber hinaus wurden Re-
gionalkampagnen, die sich direkt an Un-
ternehmen wandten und Werbekampag-
nen (Plakatierung, Faltblätter) gestartet.
Aus Landesmitteln wurden Jobrotations-
beratungen für interessierte Unternehmen
gefördert. Gemeinsam mit dem Landesar-
beitsamt beschloss die Landesregierung
aber auch, die Implementationsstrukturen
für Jobrotation zu modifizieren. In allen
örtlichen Arbeitsämtern wurden An-
sprechpartner für Jobrotation eingeführt,
die für die Projekte Stellvertreter vermit-
teln, Unternehmen bzw. Branchen aus-
wählen und die Unternehmen durch per-
sönliche Ansprache für die Projekte gewin-
nen sollen. Die regionale Umsetzung der
Jobrotationsprojekte erfolgt Ende 2001
ausschließlich auf Grundlage der Koopera-
tion der örtlichen Arbeitsämter und der
Regionalsekretariate.17 Seither ist die Zahl
der Jobrotationsprojekte stark zurückge-
gangen. Waren zwischen Januar 2000 und
November 2001 noch rd. 110 Unterneh-
men, 510 Beschäftigte und 145 Stellvertre-
ter beteiligt, so sind nach Auskunft des Lan-
desarbeitsamtes Nordrhein-Westfalen im
Jahr 2002 nur 60 Personen neu hinzu ge-
kommen, die nach dem Jobrotationstitel
„Einstellungszuschuss bei Vertretung“ ge-
fördert werden.18

Vier Aspekte der nordrhein-westfäli-
schen Implementationserfahrungen zu
Jobrotation sollen hier hervorgehoben
werden. Erstens verlief die Implementation

von Jobrotation in der ersten Phase zwi-
schen 1996 und 1999 besonders erfolg-
reich, als die Zahl der Projektträger über-
sichtlich war. Zweitens waren die Kam-
pagnen des Jahres 2001 in regional-struk-
tureller Hinsicht erfolgreich: Infolge der
Beraterkampagne wurden 600 Berater ge-
schult, rd. 200 von ihnen haben anschlie-
ßend aktiv in der Betriebsaquise mitge-
wirkt. So konnte eine neue Zwischen-
instanz in der (unternehmensnahen) Ar-
beitsmarktpolitik geschaffen werden. Die
Unternehmensberatungen haben eine
größere Nähe zu den Betrieben als Weiter-
bildungsträger. Häufig hatten sie mit ihnen
schon in der Vergangenheit zu tun, dieses
Vertrauensverhältnis konnte für Jobrota-
tion nutzbar gemacht werden.

Drittens hat die verstärkte Einbezie-
hung der Arbeitsämter die Umsetzung von
Jobrotationsprojekten erschwert. Es wur-
den Fälle bekannt, in denen Berater auf der
Suche nach geeigneten Stellvertretern, die
sich direkt an ein Arbeitsamt wandten, an
den Stellen-Informations-Service verwie-
sen wurden; anderen Interessierten wurde
von den Projekten ganz abgeraten. Das
mögen Einzelfälle gewesen sein. Aber das
Grundproblem bleibt, dass die Arbeits-
ämter aufgrund fehlender institutioneller
Anreize wenig Interesse an einem Instru-
ment wie Jobrotation haben. Viertens
schließlich haben sich ähnliche Probleme
für die Implementation von Jobrotation
durch die Einbeziehung der Regionalsekre-
tariate ergeben.19 Angesichts ihres großen
Aufgabenspektrums und ihrer eher be-
scheidenden Personalausstattung verfügt
die Mehrzahl der Regionalsekretariate
kaum über die erforderlichen Kapazitäten
für ein solch zeitlich anspruchsvolles In-
strument. Vielmehr besteht für sie ein An-
reiz, Projektanträge und Projekte, die sie
bei der Beratung und Durchführung zeit-
lich kaum beanspruchen, bevorzugt zu be-
handeln. Auch in den regionalen Beiräten
ist aufgrund des Konsensprinzips die
Wahrscheinlichkeit gering, dass Jobrota-
tion in den regionalen Konzepten stärkere
Berücksichtigung und Förderung findet.
Zur Konfliktvermeidung werden sich die
Teilnehmer der regionalen Beiräte eher auf
stärker erprobte Inhalte und Maßnahmen
konzentrieren. Insofern sind funktionale
und kognitive Blockaden der Wissensver-
arbeitung bei den Regionalsekretariaten
und regionalen Beiräten nicht auszu-
schließen, die die Implementation von Job-
rotation erschweren.

5
Schlussbetrachtung

Die in diesem Beitrag angeführten Erfah-
rungen zur Implementation von Jobrota-
tion zeigen unterschiedliche Facetten re-
gionalisierter Arbeitsmarktpolitik. Zum
einen scheint eine stärker regionalisierte
Arbeitsmarktpolitik die Umsetzung zu ver-
einfachen, wie das dänische Beispiel zeigt.
Das Konzept der Jobrotation konnte dank
der regionalen Arbeitsmarkträte rasch ver-
breitet werden. Die konkrete Umsetzung
vor Ort wird durch den Aufbau bzw. die
Existenz von Handlungs- und Entschei-
dungsroutinen infolge langjähriger Koope-
rationsbeziehungen der lokalen Akteure –
wie beispielsweise in der Region Kopenha-
gen – erleichtert.Allerdings waren und sind
die Rahmenbedingungen für die Durch-
führung von Jobrotation in Dänemark sehr
günstig.20

Zum anderen legt das nordrhein-west-
fälische Beispiel nahe, dass gerade für eher
anspruchsvolle arbeitsmarktpolitische Ins-

17 Diese Regelung ist seit Mitte 2001 gültig mit einer
großzügigen Übergangsfrist bis Ende 2001. Seit-
her können Jobrotationsprojekte nur über die ge-
nannten regionalen Akteure beantragt werden.

18 Allerdings muß auch hier wieder berücksichtigt
werden, dass Teilnehmer an Jobrotationsprojekten
auch über andere Instrumente gefördert werden
können, sie jedoch differenziert nicht erfasst wer-
den (vgl. Fußnote 16).

19 Darauf deuten auch die Aussagen der befragten
Experten in Nordrhein-Westfalen hin. Zum Zeit-
punkt der Untersuchung im Januar 2002 gab es
kaum „jobrotationsaktive“ Regionalsekretariate.
Im Interview mit einer Mitarbeiterin eines von
Experten als „jobrotationsfreundlich“ einge-
schätzten Regionalsekretariates wurden Vorbehal-
te gegenüber Jobrotation, insbesondere gegen-
über seinen zeitlichen Anforderungen erkennbar.
Generell enthielten alle in Nordrhein-Westfalen
geführten Interviews keine Signale, dass die ver-
stärkte Regionalisierung durch die Einbeziehung
der Regionalsekretariate und der lokalen Ar-
beitsämter die Implementation von Jobrotation
erleichtert hätten.

20 Neben den günstigen finanziellen und institutio-
nellen Rahmenbedingungen spielen sicher die tra-
ditionell gute Zusammenarbeit der Sozialpartner,
der hohe Organisationsgrad der Arbeitnehmer wie
auch ein politisch-kulturelles Klima, in dem
(öffentlich finanzierte) Weiterbildung als wichtiger
Zugang zur Chancengleichheit gesehen wird und
wo die Bereitschaft bei den Arbeitskräften zur
Fortbildung sehr hoch ist, eine wichtige Rolle. Zu-
dem können – anders als in Deutschland – auch 
die öffentlichen Arbeitgeber Jobrotationsprojekte
durchführen (Oschmiansky 2002). 
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trumente, die eine enge Zusammenarbeit
von lokalen Akteuren aus ganz verschiede-
nen Politikbereichen erfordern, die also
von einer regionalisierten Arbeitsmarkt-
politik besonders profitieren dürften, Ge-
fahr laufen, in den regionalen Gremien
übergangen zu werden.21 Vor allem in ein-
gespielten Gremien können kognitive und
funktionale Blockaden auftreten, die eine
frühzeitige Wahrnehmung neuartiger
Probleme verhindern bzw. in denen sich
die Akteure zur Konfliktvermeidung auf
einfache, althergebrachte Problemlösun-
gen einigen. So hat sich in Nordrhein-
Westfalen die Jobrotationsentwicklung
durch die Einschaltung der Regionalsekre-
tariate und durch die verstärkte Einbezie-
hung der lokalen Arbeitsämter ver-
langsamt, während in den Jahren zuvor –
ohne die genannten regionalen Institutio-
nen – sich die Implementation zügig voll-
zog. Insofern scheint sich hier die Umset-
zung in einem „weniger regionalisierten“
Kontext leichter gestaltet zu haben. In den
lokalen Arbeitsämtern und den Regional-
sekretariaten konnte sich dagegen Jobrota-
tion gegen andere arbeitsmarktpolitische
Instrumente nur schwer durchsetzen. Al-
lerdings ist der Regionalisierungsgrad in
der nordrhein-westfälischen Arbeitsmarkt-
politik niedriger als in der dänischen. Denn
anders als die nordrhein-westfälischen re-
gionalen Beiräte bestimmen die dänischen
Arbeitsmarkträte selbständig über den
überwiegenden Teil des arbeitsmarktpoliti-
schen Budgets der Region und sind somit
nicht nur in die Entscheidungsbildung,
sondern auch in die operative Umsetzung
wie in die Gestaltung der Arbeitsamtsakti-
vitäten eingebunden.

Das nordrhein-westfälische Beispiel
weist noch auf einen anderen Punkt hin: Es
zeigt, dass ein Wechsel der beteiligten Ak-

teure bzw. ein Hinzukommen neuer Ak-
teure (Regionalsekretariate und verstärkte
Einbeziehung der Arbeitsämter) ein Risiko
darstellen und den Implementationspro-
zess verlangsamen kann. Umgekehrt stellt
in der Region Kopenhagen die Kontinuität
der (zahlenmäßig begrenzten) beteiligten
Akteure einen Erfolgsfaktor dar. Demnach
gestaltet sich die Implementation im regio-
nalisierten Kontext schwierig, wenn der
Implementationsprozess bereits läuft und
die Unterstützung neuer Akteure einge-
worben werden muss.

Welchen Schluss lassen diese Aus-
führungen zu? Erstens wirken neben dem
Regionalisierungsgrad in der Arbeits-
marktpolitik eine Vielzahl von Faktoren
auf die Umsetzung von Instrumenten wie
Jobrotation ein. Im Lichte der vorliegenden
Befunde scheinen vor allem das Interesse
der entscheidungsstarken Akteure an ei-
nem Instrument sowie auch ihre Interes-
senkonvergenz die Implementation er-
leichtert zu haben. Welche Bedeutung dem
Regionalisierungsgrad in der Arbeits-
marktpolitik im Zusammenspiel verschie-
denster Faktoren bei der Implementation
eines Instrumentes im Einzellfall zu-
kommt, lässt sich nicht extrahieren, nur
annäherungsweise schätzen.

Zweitens lassen sich zwei Phasen in der
Implementation unterscheiden,22 für die
ein höherer Regionalisierungsgrad in der
Arbeitsmarktpolitik unterschiedliche Be-
deutung hat: Wurde bereits in den regiona-
len Gremien die konkrete Umsetzung eines
komplexen arbeitsmarktpolitischen In-
strumentes beschlossen, ist also die Ent-
scheidungsfindung abgeschlossen, dann ist
ein hoher Regionalisierungsgrad in der Ar-
beitsmarktpolitik für die Implementation
ein großer Vorzug. Die Implementation vor
Ort, bei der viele Akteure aus unterschied-

lichen Bereichen beteiligt sind, kann dann
im Rahmen langjähriger, eingespielter Ko-
operationen ohne größere Transaktions-
kosten zügig erfolgen. In der Phase bis zur
Entscheidungsfindung in den regionalen
Gremien scheint jedoch eine eher stärker
regionalisierte Arbeitsmarktpolitik für
komplexere arbeitsmarktpolitische Instru-
mente ein Risiko aufgrund potenzieller
funktionaler und kognitiver Blockaden
darzustellen. Hier bevorzugen die Akteure
einfache, für alle in den Gremien Beteilig-
ten attraktive Lösungen, die schnelle Erfol-
ge versprechen.

Insofern ist drittens ein hoher Regiona-
lisierungsgrad in der Arbeitsmarktpolitik
nicht generell ein Implementationsvorteil.
Gerade dann, wenn ein anspruchsvolles ar-
beitsmarktpolitisches Instrument über den
Modellcharakter hinaus weite Verbreitung
finden soll, ist es auf Unterstützung der
zentralen Ebene angewiesen. Dies gilt um-
so mehr, wenn es sich um Maßnahmen für
Langzeitarbeitslose und andere Benachtei-
ligte handelt.

21 Dies könnte allerdings auch – mit umgekehrten
Vorzeichen – auf die Region Kopenhagen zutref-
fen. Möglicherweise ist dort Jobrotation einmal ins
arbeitsmarktpolitische Portfolio der lokalen Ak-
teure gelangt und wird nun seit Jahren infolge
kognitiver und funktionaler Blockaden gegenüber
anderen, möglicherweise für die lokalen Probleme
sehr viel effektiveren Instrumente bevorzugt. Da-
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